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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angieichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgiiedstaaten über Aerosoie 


DER kAT der europäischen 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und 

in Erwägung folgender Gründe: 

In manchen Mitgliedstaaten müssen Aerosole be- 
stimmte technische Merkmale aufweisen, die durch 
zwingende Vorschriften festgelegt sind. Diese Vor- 
schriften sind in jedem Mitgliedstaat verschieden 
und behindern durch ihre Unterschiedlichkeit den 
Warenverkehr innerhalb der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft. 

Diese Hindernisse für die Errichtung und das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes können 
beseitigt werden, wenn von allen Mitgliedstaaten 
dieselben Bestimmungen entweder in Ergänzung 
oder anstelle ihrer derzeitigen Rechtsvorschriften 
angenommen werden. Diese Vorschriften betreffen 
besonders die Herstellung, die Verpackung und die 
Nennfüllmenge der Aerosole. 

Beim gegenwärtigen Stand der Technik ist es 
zweckmäßig, den Geltungsbereich der Richtlinie auf 
Aerosole mit Behälter aus Metall, Glas oder Kunst- 
stoff zu beschränken. 

Die Berücksichtigung des technischen Fortschritts 
macht eine rasche Anpassung der technischen Vor- 
schriften des Anhangs zu dieser Richtlinie erforder- 
lich. Um die hierfür erforderlichen Maßnahmen zu 
vereinfachen, muß ein Verfahren eingerichtet wer- 


den, das eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission innerhalb eines 
Ausschusses vorsieht, der für die Anpassung der 
Richtlinie zur Beseitigung der technischen Hemm- 
nisse im innergemeinschaftlichen Warenverkehr auf 
dem Gebiet der Aerosole an den technischen Fort- 
schritt zuständig ist. 

Da es Vorkommen kann, daß auf dem Markt be- 
findliche Aerosole trotz Übereinstimmung mit der 
Richtlinie und ihrem Anhang die Sicherheit gefähr- 
den, muß ein Verfahren vorgesehen werden, das 
es ermöglicht, dieser Gefahr entgegenzutreten. 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Richtlinie gilt für Aerosole gemäß der Be- 
griffsbestimmung des Artikels 2, mit Ausnahme sol- 
cher Aerosole, deren Behälter ein Fassungsvermö- 
gen von weniger als 50 ml aufweist oder deren Be- 
hälter eine größere als die in den Punkten 3.1., 4.1.1. 
und 4.2.1. des Anhangs dieser Richtlinie festgeieg- 
te Füllmenge hat. 

Artikel 2 

Unter Aerosol im Sinne dieser Richtlinie versteht 
man jeden nicht wiederverwendbaren Behälter aus 
Metall, Glas oder Kunststoff, einschließlich der darin 
enthaltenen Flüssigkeit, Paste, Pulver, zusammen 
mit dem verdichteten, verflüssigten oder unter Druck 
gelösten Gas. 

Der Behälter ist mit einer Entnahmevorrichtung ver- 
sehen, die es ermöglicht, seinen Inhalt in Form fester 
oder flüssiger Partikel in gasförmiger Suspension 
als Schaum, Flüssigkeit, Paste oder Puder austreten 
zu lassen. 


Druck: Buchdruckerei R. Madel. 5307 Wachtberg-Villip 
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Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon 0 22 21/36 35 51 
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Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten dürfen die Einfuhr und das In- 
verkehrbringen von Aerosolen nicht ablehnen, ver- 
bieten oder beschränken, wenn sie das Symbol „3" 
tragen, durch das bescheinigt wird, daß sie den Be- 
stimmungen dieser Richtlinie und ihres Anhangs ent- 
sprechen. 

Artikel 4 

Das Symbol „3" wird vom Hersteller des Aerosols 
oder seinem Beauftragten oder von einer beliebigen 
anderen Person, die das Aerosol auf den Markt 
bringt, unter deren Verantwortung angebracht. 

Artikel 5 

Die zur Anpassung an den technischen Fortschritt 
erforderlichen Änderungen der Anlage zu dieser 
Richtlinie werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 7 festgelegt. 

Artikel 6 

1. Es wird ein Ausschuß für die Anpassung der 
Richtlinie über die Beseitigung der technischen 
Handelshemmnisse auf dem Sektor Aerosole an 
den technischen Fortschritt, im folgenden „Aus- 
schuß" genannt, eingesetzt, der sich aus Vertre- 
tern der Mitgliedstaaten unter Vorsitz eines Ver- 
treters der Kommission zusammensetzt. 

2. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 7 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit- 
zende den Ausschuß von sich aus oder auf An- 
trag des Vertreters eines Mitgliedstaates. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maß- 
nahmen. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf 
innerhalb einer Frist Stellung, die der Vorsit- 
zende nach der Dringlichkeit der betreffenden 
Frage bestimmen kann. Die Stellungnahme 
kommt mit einer Mehrheit von 41 Stimmen zu- 
stande, wobei die Stimmen der Mitgliedstaaten 
nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages gewo- 
gen werden. Der Vorsitzende nimmt an der Ab- 
stimmung nicht teil. 


3. a) Die Kommission trifft die geplanten Maßnah- 
men, wenn sie der Stellungnahme des Aus- 
schusses entsprechen. 

b) Entsprechen die in Aussicht genommenen 
Maßnahmen nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses oder ist keine Stellungnahme er- 
gangen, so schlägt die Kommission dem Rat 
unverzüglich die zu treffenden Maßnahmen 
vor. Der Rat beschließt mit qualifizieter Mehr- 
heit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag über- 
mittelt worden ist, keinen Beschluß gefaßt, so 
werden die vorgeschlagenen Maßnahmen von 
der Kommission getroffen. 

Artikel 8 

1 . Unbeschadet der Bestimmungen der Richtlinien 
über gefährliche Stoffe und Zubereitungen muß 
jedes Aerosol bzw. bei Luxus- und Kleinpackun- 
gen die äußere Umschließung deutlich und unver- 
wischbar folgende Angaben tragen: 

a) Name und Anschrift oder Schutzmarke des 
Herstellers oder seines Beauftragten oder ge- 
gebenenfalls einer beliebigen anderen Person, 
die das Aerosol auf den Markt bringt; 

b) das Symbol für die Übereinstimmung mit die- 
ser Richtlinie: „3" (umgekehrtes Ypsilon) ; 

c) kodierte Angaben zur Identifizierung des Ab- 
füll-Loses; 

d) die unter Nummer 2.3. und gegebenenfalls 
3.3.2. und 4.3.2. des Anhangs aufgeführten An- 
gaben; 

e) den Nettoinhalt im Augenblick der Abfül- 
lung, ausgedrückt in gesetzlichen Einheiten 
des Maßsystems. 

2. Die Mitgliedstaaten können das Inverkehrbrin- 
gen der Aerosole auf ihrem Hoheitsgebiet davon 
abhängig machen, daß der Text der Etikettierung 
in ihrer bzw. ihren Landessprachen abgefaßt ist. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, um zu verhindern, daß auf den Aero- 
solen Zeichen oder Aufschriften verwendet werden, 
die zu Verwechslungen mit dem Zeichen „3" führen 
können. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleiiet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
11. April 1973 - 1/4 (lV/l)- 680 70 - E - Ae 12/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 26. März 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschatts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Artikel 10 

1. Wenn ein Mitgliedstaat feststellt, daß ein Aero- 
sol geeignet ist, eine Gefahr für die Sicherheit 
von Personen zu bilden, obwohl es den Bestim- 
mungen dieser Richtlinie entspricht, so kann die- 
ser Mitgliedstaat auf seinen Antrag und gemäß 
dem in Artikel 7 vorgesehenen Verfahren, vor- 
übergehend für sein Gebiet ermächtigt werden, 
den Verkauf, das Inverkehrbringen und die Ver- 
wendung dieses Aerosols zu untersagen. Der 
Mitgliedstaat teilt den anderen Mitgliedstaaten 
und der Kommission die in Betracht gezogenen 
Maßnahmen unter Angabe der Gründe mit. 

2. Wird bis zum Ablauf einer Frist von dreißig 
Tagen, die mit der Unterbreitung des Entwurfs 
der Maßnahmen durch den Vertreter der Kom- 
mission beginnt, keine Maßnahme von der Kom- 
mission oder vom Rat beschlossen, so kann der 
betreffende Mitgliedstaat die in Betracht gezo- 
genen Maßnahmen treffen und so lange anwen- 
den, bis nach dem Verfahren des vorstehenden 
Absatzes eine Entscheidung ergangen ist. 


Artikel 11 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser 
Richtlinie binnen 18 Monaten nach ihrer Bekannt- 
gabe nachzukommen, und setzen die Kommission 
hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß der Kom- 
mission die innerstaatlichen Rechtsvorschriften, 
die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden 
Gebiet erlassen, mitgeteilt werden. 


Artikel 12 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang 


1 . Begriffsbestimmungen 

1.1. Drücke 

„Drücke" sind die in Bar ausgedrückten Innendrücke (relative Drücke). 

Prüfdruck 

„Prüfdruck" ist der Druck, dem der leere Behälter des Aerosols ausgesetzt werden kann, 
ohne daß Undichtigkeiten auftreten. Ferner darf bei Metall- und Kunststoffbehältern keiner- 
lei sichtbare und bleibende Verformung auftreten, mit Ausnahme der unter Punkt 2.6 zuge- 
lassenen Verformungen. 

1.3. Verformungsdruck 

„Verformungsdruck" ist der Druck, der bei der Druckfüllung von Behältern des Aerosols 
aus Metall und Kunststoff eine sichtbare und bleibende Verformung hervorruft. 

1.4. Berstdruck 

„Berstdruck" ist der Mindestdruck, der ein Aufreißen oder Bersten des Behälters des Aerosols 
bewirkt. 

1.5. Gesamtfassungsraum des Behälters 

Als „Gesamtfassungsraum" gilt das Randvoll-Volumen des offenen Behälters. 

1.6. Volumen der Flüssigphase 

„Volumen der Flüssigphase" ist das Volumen, das in einem durch Ventil verschlossenen 
Aerosolbehälter bei 20^^ C von den nichtgasförmigen Phasen eingenommen wird. 

1.7. Prüfbedingungen 

„Prüfbedingungen" sind die Werte der bei 20 C (± 5° C) hydraulisch bewirkten Prüf-, 
Verformungs- und Berstdrücke. 

1.8. Brennbare Bestandteile 
„Brennbare Bestandteile" sind: 

a) die brennbaren Gase, die durch obere bzw. untere Explosionsgrenzen gekennzeichnet 
sind; 

b) die Flüssigkeiten, die bei 50° C eine relative Dampfspannung von 3 Bar oder weniger 
aufweisen und deren Flammpunkt 100° C oder weniger beträgt. 

Das Verfahren zur Bestimmung des Flammpunktes ist in Anhang V der Richtlinie des Rates 
vom zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit- 

gliedstaaten für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung von Zubereitungen gefähr- 
licher Stoffe (Lösemittel) beschrieben. 

2. Allgemeine Bestimmungen 

2.1. Aerosole einschließlich Verschluß und Inhalt müssen so beschaffen sein, daß sie unter 
normalen Verwendungs- und Lagerungsbedingungen jederzeit den Vorschriften dieser An- 
lage entsprechen. 

2.2. Aerosole müssen so gebaut und verschlossen sein, daß unter normalen Transport- oder 
Lagerungsbedingungen keine unbeabsichtigte Betätigung des Ventils eintreten kann. 

2.3. Unbeschadet der Bestimmungen der Richtlinien über gefährliche Stoffe und Zubereitungen 
müssen Aerosole erkennbar und lesbar folgende Angaben tragen: 

a) einen Hinweis, daß der Behälter unter Druck steht, daß er auch nach Gebrauch nicht 
angebehrt oder der Wärme ausgesetzt werden darf (50° C bei Metallbehältern, 40° C bei 
Glas- oder Kunststoffbehältern) und daß der Strahl nicht auf offenes Feuer gerichtet 
werden darf; 
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2.4. 

2.5. 

2 . 6 . 

2.7. 


3. 

3.1. 

3.1.1. 

3.1.2. 

3.1.3. 

3.2. 

3.2.1. 

3.3. 

3.3.1. 


b) die Angabe „Brennbar'' wenn der Inhalt mehr als 45 Gewichtsprozent oder mehr als 
250 Gramm brennbare Stoffe enthält. 

Aerosolbehälter aus Metall, Glas oder Kunststoff müssen einer Flüssigkeitsdruckprobe von 
mindestens 10 Bar während mindestens 25 Sekunden widerstehen können, ohne irgendwelche 
Undichtigkeiten oder bleibende Verformungen aufzuweisen oder zu bersten. 

Das Ventil muß einen praktisch dichten Verschluß des Behälters unter allen normalen 
Transport- und Lagerungsbedingungen ermöglichen. 

Sichtbare und bleibende Verformung der Aerosolpackungen mit Metallbehälter 

Behälter mit asymmetrischen Verformungen oder Verformungen größeren Umfangs oder 
ähnlichen Fehlern sind zurückzuweisen. Geringfügige, symmetrische Verformungen des 
Bodens oder des Profils der oberen Behälterwand sind zulässig, sofern die Anforderungen 
der Berstdruckprüfungen erfüllt sind. 

Stichprobenkontrollen an leeren Behältern, die von Mitgliedstaaten vorgenommen werden 
können 

Fünf einem einheitlichen Los von 2500 Flaschen willkürlich entnommene Behälter werden 
während 30 Sekunden dem Prüfdruck ausgesetzt. 

Wenn ein einziger dieser Behälter den Prüfbedingungen nicht genügt, werden demselben 
Los willkürlich zehn weitere Behälter entnommen und der gleichen Prüfung unterzogen. 

Erfüllt irgendeiner dieser Behälter nicht die Prüfbedingungen, so ist das gesamte Los un- 
brauchbar. 


Sonderbestimmungen über Aerosole mit Metallbehältern 

Fassungsvermögen 

Der höchstzulässige Nennfassungsraum dieser Behälter ist begrenzt auf 1000 ml randvoll. 

Prüfdruck der Behälter: 

a) Bei Erzeugnissen, die bei einem Druck von weniger als 7,5 Bar bei 50® C abgefüllt wer- 
den, muß der Prüfdruck mindestens 10 Bar betragen. 

b) Bei Erzeugnissen, die mit einem Druck gleich oder über 7,5 Bar bei 50® C abgefüllt wer- 
den, muß der Prüfdruck um 50 Uo höher sein als der Innendruck bei 50® C. 

Abfüllung 

Bei 50® C darf der Innendruck 12 Bar nicht überschreiten. 

Volumen der Flüssigphase: 

Bei 50® C darf die Flüssigphase nicht mehr als 85% des nach Verschließen (Falzen) ver- 
bleibenden Fassungsraums des Behälters (einschließlich Ventil und Tauchrohr) einnehmen. 

Doch kann bei Behältern mit konkavem Boden, der vor dem Bersten konvex verformt wird, 

das Volumen der Flüssigphase bei 50® C 95 % des nach dem Falzen verbleibenden Fassungs- 
raums einschließlich Ventil und Tauchrohr betragen. 

Standardprüfung der leeren Behälter 

Der Berstdruck muß um mindestens 20 Uo höher liegen als der vorgesehene Prüfdruck. 

Einzelprüfung der leeren Behälter 

a) Jede fertige Aerosolpackung muß in einem Wasserbad geprüft werden. Die Temperatur 
des Bades und die Dauer der Prüfung sind so einzurichten, daß der Innendruck mindestens 
den Wert erreicht, der einer Erwärmung des Inhalts auf 50® C entspricht. 

b) Jede Aerosolpackung, die eine sichtbar bleibende Verformung oder eine Undichtheit 
aufweist, ist auszuscheiden. 

c) Vom Abfüllbetrieb kann jedoch jedes beliebige Prüfsystem angewandt werden, wenn 
es Ergebnisse liefert, die denen der Wasserbadprüfung gleichwertig sind. 
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3.3.2. Wenn die unter 3.3.1. genannten Bedingungen dem Inhalt des Aerosols schaden können, 

kann die Prüfung bei einer Temperatur zwischen 20 und 30° C vorgenommen werden. In 
diesem Falle ist jedoch mindestens jeweils ein Behälter von 2000 der Prüfung nach 3.3.1. zu 
unterziehen. 

Außerdem ist der Abfüller in diesem Falle gehalten, zusätzlich zu den gemäß 2.3 zu machen- 
den Angaben auf dem Aerosol gut sichtbar und unverwischbar die maximale Prüftemperatur 
(zwischen 20 und 30° C je nach Prüfbedingungen) anzugeben. 

4. Sondervorschriften für Aerosole aus Glas 

4.1. Behälter mit dauerhaftem Schutzüberzug 

Behälter dieser Art können für die Abfüllung mit verdichteten, verflüssigten oder unter 
Druck gelösten Gasen verwendet werden. 

4.1.1. Fassungsvermögen 

Der höchstzulässige Nennfassungsraum dieser Behälter ist begrenzt auf 220 ml randvoll 

4.1.2. Schutzüberzug 

Der Schutzüberzug besteht aus Kunststoff oder einem anderen Material und soll die Gefahr 
des Abschleuderns bei Glassplittern bei unbeabsichtigtem Bruch des Behälters ausschließen. 

Die als Schutzüberzug verwendeten, aus dem Behältermaterial entnommenen Kunststoffe 
müssen folgende Mindestkennwerte aufweisen: 

— Geschwindigkeit beim Zugversuch: 500 mm/min 
— Zugfestigkeit: mindestens 150 Bar 
— Bruchdehnung: mindestens 200 ^/o 

Die Abmessungen des zur Prüfung verwendeten Prüfstabes sind aus Punkt 6 dieses Anhanges 
ersichtlich, 

4.1.3. Prüfdruck der Behälter: 

a) Die zur Abfüllung mit verdichtetem Gas vorgesehenen Behälter müssen einem Prüfdruck 
von mindestens 12 Bar standhalten. 

b) Die Behälter bestimmter Abmessungen, die für einen ausdrücklich angegebenen Verwen- 
dungszweck unter den in Punkt 4.1.4. angegebenen Bedingungen bestimmt und aus- 
schließlich für die Abfüllung mit verflüssigten oder unter Druck gelösten Gasen vorge- 
sehen sind, müssen einem Mindestprüfdruck von 10 Bar standhalten. 

4.1.4. Abfüllung 

a) Aerosole, die mit verdichteten Gasen abgefüllt sind, dürfen bei 20° C keinem höheren 
Druck als 8 Bar ausgesetzt werden. 

b) Aerosole, die mit gelösten Gasen abgefüllt sind, dürfen bei 40° C keinem höheren Druck 
als 8 Bar ausgesetzt werden. 

c) Aerosole, die mit verflüssigten Treibgasen oder mit Gemischen von verflüssigten Treib- 
gasen abgefüllt sind, dürfen bei 20° C keinen höheren als den in der nachstehenden 
Tabelle angegebenen Drücken ausgesetzt werden: 


Anteil des verflüssigten Treibgases, 

Fassungsraum bezogen auf das Gesamtgemisch in Gewichtsprozent 

randvoll ■ - - — - 






o 

o 

O 

CM 

50 o/o 

80 o/o (maximal) 

50 

bis 

80 

ml 

3,5 Bar 

2,8 Bar 

2,5 Bar 

81 

bis 

160 

ml 

3,2 Bar 

2,5 Bar 

2,2 Bar 

161 

bis 

220 

ml 

2,8 Bar 

2,1 Bar 

1,8 Bar 


Die Tabelle gibt die zulässigen Grenzwerte der Drücke bei 20° C in Abhängigkeit vom 
Prozentsatz des Treibmittels an. Für dazwischenliegende Prozentsätze an Treibgas sind 
die entsprechenden Grenzdrücke proportional zu berechnen. 
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4.1.5. 

4.2. 

4.2.1. 

4.2.2. 

4.2.3. 


4.2.4. 

4.3. 

4.3.1. 


4.3.2. 


5. 

5.1. 

5.2. 


Bei 20“^ C darf das Volumen der Flüssigphase in mit verflüssigtem Gas gefüllten Aerosolen 
90 Vo des verbleibenden Fassungsraums nach Verschließen (Falzen) des Behälters nicht 
übersteigen. 

Behälter aus ungeschütztem Glas 

Aerosole mit Behältern aus ungeschütztem Glas dürfen nur mit verflüssigtem Gas abgefüllt 
werden. 

Fassungsvermögen 

Der Nennfassungsraum dieser Behälter ist begrenzt auf 50 ml randvoll. 

Prüfdruck der Behälter 

Der Prüfdruck muß mindestens 12 Bar betragen. 

Abfüllung 

Behälter, die unter Verwendung verflüssigter Treibgase abgefüllt sind, dürfen bei 20° C 
keinen höheren als den in der nachstehenden Tabelle angegebenen Drücken ausgesetzt 
werden. 



Anteil des verflüssigten Treibgases, 

Fassungsraum 

bezogen auf das Gesamtgemisch in Gewichtsprozent 

randvoll 

- - 





20 Vo 

50 o/o 

80 o/o (maximal) 

von 50 bis 70 ml 

1,5 Bar 

1,5 Bar 

1,25 Bar 

von 71 bis 150 ml 

1,5 Bar 

1,5 Bar 

1 Bar 


Die Tabelle gibt die zulässigen Grenzwerte der Drücke bei 20° C in Abhängigkeit von 
Prozentsatz des Treibmittels an. 

Bei 20° C darf die Flüssigphase der mit verflüssigtem oder gelöstem Gas abgefüllten Aerosole 
nicht mehr als 90 Vo des nach Verschließen (Falzen) verbleibenden Fassungsraumes des 
Behälters einnehmen. 

Einzelprüfung der Aerosole 

a) Jedes fertige Aerosole muß in einem Wasserbad geprüft werden. Die Temperatur des 
Bades und die Dauer der Prüfung sind so einzurichten, daß der Inhalt des Aerosols ein- 
heitlich auf 40° C erwärmt wird. 

b) Jedes Aerosol, das eine Undichtheit aufweist, ist auszuscheiden. 

c) Vom Abfüllbetrieb kann jedoch jedes beliebige Prüfsystem angewandt werden, wenn 
es Ergebnisse liefert, die denen der Wasserbadprüfung gleichwertig sind. 

Wenn die unter 4.3.1. genannten Bedingungen dem Inhalt der Aerosole schaden können, kann 
die Prüfung bei einer Temperatur zwischen 20 und 30° C vorgenommen werden. In diesem 
Fall ist jedoch mindestens jeweils ein Behälter von 2.000 der Prüfung nach 4.3.1. zu unter- 
ziehen. Außerdem ist der Abfüller in diesem Fall gehalten, zuätzlich zu den gemäß 2.3. zu 
machenden Angaben auf dem Aerosol gut sichtbar und unverwischbar die maximale Prüf- 
temperatur (zwischen 20 und 30° C je nach den Prüfbedingungen) anzugeben. 


Sonderbedingungen für Aerosole mit Kunsstoffbehältern 

Aerosole aus Kunststoff, die beim Bruch Splitter bilden können, werden den Aerosolen mit 
Behältern aus ungeschütztem Glas gleichgestellt und sind aus diesem Grunde den Vorschrif- 
ten 2.7, 4.2 und 4.3 unterworfen. 

Aerosole aus Kunststoff, die beim Bruch keine Splitter bilden, werden den Aerosolen mit 
Behältern aus geschütztem Glas gleichgestellt und sind daher den Vorschriften 2.7, 4.1 und 4.3 
unterworfen. 
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6. Abmessungen des Probestabs für Prüfungen von Werkstoffen für die Verkleidung von Glas- 

behältern 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Ein Vergleich der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der 
Aerosole hat ergeben, daß zwischen den Bestim- 
mungen der Mitgliedstaaten beträchtliche Abwei- 
chungen einmal bezüglich der zulässigen Füll- 
mengen, zum anderen hinsichtlich der Prüfbedin- 
gungen für Aerosole bestehen. 

In Deutschland unterliegen Aerosole bis zur Ver- 
öffentlichung von besonderen Bestimmungen für 
diese Erzeugnisse der allgemeinen Druckgasver- 
ordnung ^). 

In den Niederlanden unterliegen die Aerosole 
einer Bauartgenehmigung und müssen bestimmte 
Bauvorschriften erfüllen, die in Vorschriften über 
den Eisenbahntransport festgelegt sind -). 

2. Ferner sind in einigen Mitgliedstaaten Entwürfe 
von Vorschriften in Bearbeitung, die, wenn sie 
zur Anwendung kämen, neue Hindernisse für 
den freien Warenverkehr innerhalb der Gemein- 
schaft schaffen könnten. So wurden in Deutsch- 
land und in Belgien Verordnungsentwürfe aus- 
gearbeitet, ihre Verabschiedung jedoch auf Ver- 
langen der interessierten Fachverbände sowie 
des Europäischen Aerosolverbandes zurückge- 
stellt, um die Kommission in den Stand zu setzen, 
die Frage des freien Warenverkehrs mit Aero- 
solen auf Gemeinschaftsebene durch einen in 
Anwendung von Artikel 100 des Vertrages erge- 
henden Richtlinienvorschlag zu regeln. 

3. In allen Mitgliedstaaten unterliegt der Transport 
konditionierter, d. h. unter Druck stehender Aero- 
sole den Vorschriften der internationalen Rege- 
lungen ADR (Internationales Übereinkommen 
über den Transport gefährlicher Güter auf der 
Straße) und RID (Internationales Übereinkom- 
men über den Transport gefährlicher Güter auf 
der Schiene). 

4. Die Sorge um den Schutz des Verbrauchers macht 
es zum dringenden Erfordernis, so rasch wie mög- 
lich zu einer Gemeinschaftslösung zu gelangen, 
die es gestattet, die Abweichungen zwischen den 
zur Zeit geltenden Regelungen zu beseitigen und 
die Annahme neuer, unterschiedlicher Vorschrif- 
ten zu vermeiden. 

IL Kommentare zum Richtlinienentwurf 

1. Allgemeiner Kommentar 

Die von der Kommission vorgeschlagene Harmo- 
nisierungslösung ist die sogenannte „Alternativ- 
lösung", die besagt, daß die Richlinie zwar beim 
Handel mit Aerosolen zwischen Mitgliedstaaten 


anzuwenden ist, daß jedoch innerhalb jedes Mit- 
gliedstaates der Hersteller die Wahl hat, ein 
Aerosol auf den Markt zu bringen, das entweder 
mit der Gemeinschaftsrichtlinie oder mit den na- 
tionalen Vorschriften übereinstimmt. 

2. Kommentar zu den einzelnen Artikeln 
Artikel 1 

Dieser Artikel setzt den Geltungsbereich der 
Richtlinie fest. 

Die Untergrenze des Fassungsvermögens der 
Aerosole ist auf 50 ml festgelegt, und zwar un- 
beschadet der für die Herstellung der Behälter 
verwendeten Werkstoffe. Fassungsvermögen 
von unter 50 ml, die in den Mitgliedstaaten nicht 
durch Vorschriften geregelt werden, sind vom 
Geltungsbereich der Richtlinie ausgenommen. 
Diese Fassungsvermögen sind außerdem nicht in 
den internationalen Transportregelungen ADR 
und RID erwähnt. 

Zur Aufrechterhaltung des gleichen Sicherheits- 
grades in den verschiedenen Fällen wird die 
Obergrenze des Fassungsvermögens der Aero- 
sole auf 1000 ml, 220 ml bzw. 150 ml festgelegt, 
und zwar je nachdem, ob es sich um einen Be- 
hälter aus Metall, aus Glas mit Schutzüberzug 
oder aus ungeschütztem Glas handelt. Jedoch 
ist anzumerken, daß die technischen Möglich- 
keiten sich zur Zeit nach größeren Fassungsver- 
mögen hin entwickeln und daß derartige Aero- 
sole bereits in mehreren Mitgliedstaaten auf dem 
Markt beobachtet werden können. Diesem Um- 
stand ist infolgedessen Rechnung zu tragen. 

Artikel 2 

Dieser Artikel gibt die Begriffsbestimmung des 
Aerosols. 

Seine Hauptmerkmale sind folgende: 

a) ein Behälter und eine Vorrichtung zur Ent- 
nahme des Inhalts, die beide nicht wieder ver- 
wendet werden können, 

b) der Inhalt, der aus einem Grundstoff, einem 
Lösemittel und einem Treibgas gebildet wird. 

Die in Betracht gezogenen Behälterwerkstoffe 
sind die, welche zur Herstellung von Aerosolen 

0 Verordnung vom 20. Juni 1968 (in Kraft getreten am 
1. Juni 1969) über ortsbewegliche Behälter für Druck- 
gase mit einem Fassungsraum über 50 cm=^ 

2) Artikel 27 des „Spoorwegwet" 

Artikel 47 und 48 des „Algemeen Reglement Vervoer 
per spoorweg" 
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verwendet werden, die Gegenstand eines bedeu- 
tenden Warenaustauschs zwischen den Mitglied- 
staaten sein können. 

Artikel 3 

Dieser Artikel setzt die Bedingungen fest, denen 
Aerosole genügen müssen, um innerhalb der 
EWG frei in den Verkehr gebracht werden zu 
können. 

Die Gründe, die es notwendig machen, ein Sym- 
bol „3'' für die Aerosole vorzusehen, die mit der 
Richtlinie übereinstimmen, werden in den Aus- 
führungen zu Artikel 8 näher erläutert. 

Artikel 4 

Da bei der Herstellung von Aerosolen zwei Sta- 
dien zu unterscheiden sind, nämlich das Stadium 
der Fabrikation des Behälters und das der Abfül- 
lung, wurde davon ausgegangen, daß diejenige 
Person, die die Merkmale des Aerosols festlegt, 
dafür verantwortlich ist, daß die Übereinstim- 
mung des Aerosols mit der Richtlinie gewähr- 
leistet ist. 

Artikel 5, 6 und 7 

Diese Artikel legen die Einzelheiten fest, nach 
denen der Ausschuß zur Anpassung des Anhangs 
der Richtlinie an den technischen Fortschritt ar- 
beitet. 

Artikel 8 

Dieser Artikel, der die Verpflichtung der Mit- 
gliedstaaten zur Etikettierung zum Ausdruck 
bringt, gestattet insbesondere, zwischen Aero- 
solen zu unterscheiden, die der Richtlinie ent- 
sprechen, und solchen, die gemäß den einzel- 
staatlichen Vorschriften hergestellt wurden. 

Die auf dem Aerosol anzubringenden Angaben, 
durch die der Verbraucher unterrichtet werden 
soll, werden auf diese Weise bestimmt. Insbe- 
sondere wird auf die Normen verwiesen, die 
bei der Verwendung von Aerosolen einzuhal- 
ten sind, sowie die Angaben, durch die die Zu- 
verlässigkeit sowie die Herkunft des Aerosols 
gesichert wird. Dadurch wird, sobald das Aero- 
sol in den Verkehr gebracht worden ist, er- 
möglicht, sowohl den verantwortlichen Herstel- 
ler als auch das etwa beanstandete Fertigungs- 
los ausfindig zu machen. 

Es ist außerdem ohne weiteres einleuchtend, daß 
auch alle anderen besonderen Bestimmungen 


über die enthaltenen Substanzen erfüllt sein 
müßten, insbesondere die Bestimmungen der 
Richtlinien über gefährliche Stoffe und Zuberei- 
tungen. Tatsächlich zielt diese Richtlinie darauf 
ab, die Festigkeit des Aerosolbehälters zu ge- 
währleisten, und zwar bei einem Druck, der 
durch seinen Inhalt, unbesehen der eigentlichen 
physikalisch-chemischen Eigenschaften, erzeugt 
werden kann. 

Artikel 9 

Dieser Artikel bezweckt, die Verwendung von 
Zeichen zu verhindern, die mit dem Übereinstim- 
mungszeichen „3“ verwechselt werden könnten. 

Artikel 10 

Dieser Artikel ist bereits insbesondere in dem 
Richtlinienvorschlag des Rates zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für 
die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung 
gefährlicher Zubereitungen (Lösemittel) enthalten. 

Er räumt dem einzelnen Mitgliedstaat die Mög- 
lichkeit ein, gegebenenfalls außergewöhnliche 
Maßnahmen zu treffen, um den Verkauf, den 
freien Verkehr oder die Verwendung eines 
Aerosols zu verbieten, das trotz der Überein- 
stimmung mit den Vorschriften im Anhang zur 
Richlinie eine Gefahr für die Sicherheit darstel- 
len kann. 

Artikel 1 1 

Dieser Artikel weist in seinem letzten Absatz auf 
die Zweckmäßigkeit hin, daß die Kommission 
von etwaigen Rechts- oder Verwaltungsvorschrif- 
ten, die die Mitgliedstaaten auf dem von der 
Richtlinie erfaßten Gebiet erlassen, unterrichtet 
wird. 


Konsultation der interessierten Fachkreise 

Bei der Ausarbeitung der Richtlinie wurde der Euro- 
päische Aerosol-Verband regelmäßig über seine Stu- 
dienkommission „Gemeinsamer Markt" konsultiert. 


Konsultation des Europäischen Parlaments 
und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen gemäß 
Artikel 100 Absatz 2 ist erforderlich. 

Die Anwendung der Vorschriften dieser Richtlinie 
erfordert nämlich in einigen Mitgliedstaaten eine 
Änderung der einschlägigen Rechtsvorschriften. 
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